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Die Gemeinde Untermeitingen, Landkreis Augsburg, erläßt aufgrund des @ 2 Abs. 1, der 55
9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 08. Dezember
1986 (BauGB1.I S. 2253), zuletzt geändert durch Art. 26 zur Änderung des Bundeskleingar—
tenG vom 08.04.1994 (BGBl. I S. 766), sowie dem Maßnahmegesetz zum Baugesetzbuch
(BauGB-MaßnahmenG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 28. 04. 1993 (BGBl. I S. 622); des
Art. 98 der Bayerischen Bauordnung (Bay80) i.d.F. der Bekanntmachung vom
18.04.1994(GVBI. 8.251) und des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern
(GO, BayRS-ZOZO-1-1-l) folgenden Bebauungsplan als

SATZUNG

& 1 INHALT DES BEBAUUNGSPLANES

Für das Gebiet innerhalb des in der Zeichnung dargestellten Geltungsbereiches gilt

die vom Architekturbüro A. Strohmayr, Am Graben 15, 86391 Stadtbergen, ausgear-
beitete Bebauungsplanzeichnung vom 07.09.1995 ( i.d.F. vom 16.11.1995), die zu-
sammen mit nachstehenden Vorschriften den Bebauungsplan bildet.

5 2 ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Das Gebiet innerhalb des Geltungsbereiches wird nach Maßgabe der Bebauungs-
planzeichnung als Allgemeines Wohngebiet (WA) im Sinne des 5 4 der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) in der Neufassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S.

132), zuletzt geändert durch Art. 3 lnvestitionserleichterungs- und WohnbaulandG
vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466) festgesetzt.

Die Ausnahmen des 5 4 Abs. 3 BauNVO sind nicht zugelassen.

5 3 MAß DER BAULICHEN NUTZUNG

3.1 Die in der Bebauungsplanzeichnung eingetragenen Grund— und Geschoßflächenzah-
len gelten als Höchstgrenze und dürfen nicht überschritten werden.

3.2 Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,

2. Nebenanlagen im Sinne des 5 14
3. baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche durch die das Baugrundstück

lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in Satz
1 bezeichneten Anlagen bis zu 25 % überschritten werden (5 19 Abs. 4 BauNVO).
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ZAHL DER VOLLGESCHOSSE

Die in der Bebauungsplanzeichnung eingetragene Zahl der Vollgeschoße II
= I+D

(Zahl ohne Kreis) gilt als Höchstgrenze und darf nicht überschritten werden.
Es gilt: Das zulässige || Vollgeschoß muß im Dachraum liegen.

BAUWEISE

lm Planbereich gilt die offene Bauweise.

Die Garagen sind, soweit die Bebauungsplanzeichnung dies vorsieht, an der seitli-

chen Grundstücksgrenze zu errichten. Wahlweise können sie an anderer Stelle er-

richtet werden, wenn dadurch die beabsichtigte Gestaltung des Straßen- und Ortsbil-

des nicht beeinträchtigt wird. siehe 1_ Änderu

GESTALTUNG DER GEBÄUDE

Für die Hauptgebäude sind nach Maßgabe der Bebauungsplanzeichnung nur Sattel-

dächer mit Ziegeleindeckung (od. glw. Material) zulässig. Die in der Bebauungsplan-
zeichnung angegebene Hauptfirstrichtung und Dachneigung ist einzuhalten.

siehe 1.@
Zulässige Dachneigung: bei EinzeI-/Doppelhäusern 38° - 45°

An die Hauptgebäude können Seitenflügel mit abweichender Firstrichtung angebaut
werden, deren Gesamtfläche 50 V.H. der überbauten Fläche des Hauptgebäudes
nicht überschreitet. Die Seitenflügel sind mit einem Giebel abzuschließen und die

Firsthöhe muß unter dem Hauptfirst liegen.

Nebengebäude und Garagen sind mit Satteldächern bei einer Dachneigung von
mind. 30° zulässig. Die Dachneigung des zugehörenden Hauptgebäudes darf nicht

überschritten werden.

Die Höhe von Kniestöcken, gemessen von OK Decke (Rohbeton) bis Schnittpunkt

Außenkante Mauerwerk mit OK Sperren, darf folgende Höhen nicht überschreiten :

bei EinzeI—/Doppelhäusern II (I+D) : 70 cm

Höhere Kniestöcke, die bei asymmetrischen Dachformen, Dachvor- und Dachrück-

sprüngen, sowie Garagen, unter abgeschleppten Dächern konstruktiv bedingt sind,

sind ausnahmsweise zulässig.
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Dachvorsprünge dürfen bei den Hauptgebäuden am 0rtgang max. 20cm und an
der Traufe max. 50 cm betragen. Uber Eingängen, Balkonen und Terrassen sind
auch größere Vorsprünge zulässig, wenn sie von Stützen getragen werden. siehe 1_ Änd@|f_19

Untergeordnete Dachaufbauten (auch Zwerchgauben) sind zulässig. Die Länge der
Aufbauten darf max. 1/3 der Dachlänge (einzeln oder Summe der Aufbauten) betra-
gen und muß mind. 1,5 m vom Ortgang entfernt sein.

Der First von Dachaufbauten muß unterhalb des Hauptfirstes liegen.

Dacheinschnitte sind nicht zulässig.

Baustoffe und Anstriche in grellen Farben und glänzender Oberfläche dürfen bei
Außenflächen von Gebäuden nicht vemendet werden.

GARAGEN, NEBENGEBÄUDE UND VERSORGUNGSANLAGEN

Die Anzahl der Stellplätze ist gemäß Stellplatzsatzung der Gemeinde zu errichten -

die Stellplatzsatzung ist Bestandteil dieser Satzung.

Garagen sind mind. 6,0 m von der Straßenbegrenzungslinie entfernt zu errichten .

Der Vorplatz darf nicht eingefriedet werden (Stauraum).

Nebengebäude sind mit den Garagen zusammenzubauen und in der Gestaltung ab-
zustimmen. Dies gilt nicht für Nebenanlagen im Sinne des 5 14 BauNVO.

Garagen und Nebengebäude dürfen an der Grundstücksgrenze nicht länger als ins-

gesamt 10,0 m ausgeführt werden.

Transformatorenstationen der Stromversorgungsunternehmen sind nur mit Satteldä-
chern zulässig.

HÖHENLAGE DER GEBÄUDE

Die Sockelhöhe, d.h. die Höhe des Erdgeschoßfußbodens (OK Rohbeton), darf
höchstens 0,35 m betragen, gemessen von OK Fahrbahnrand bzw. Gehweghinter-
kante der jeweiligen Erschließungsstraße.

GRUNDSTÜCKSGRÖßEN

Baugrundstücke für freistehende Einzelhäuser müssen eine Mindestgröße von
500 m2 aufweisen. siehe 1_ Änderung

Baugrundstücke für Doppelhäuser müssen eine Mindestgröße von 270 m2 je Haus-
hälfte aufweisen.



5 10 GRÜNORDNUNG

10.1 Jegliche Begrünung ist fachgerecht durchzuführen, zu pflegen und dauerhaft zu er-

halten. Sämtliche Bäume sind mit einer Mindestgröße von 16 - 18 cm Stammumfang
in 1 m Höhe, die Sträucher mit einer Größe von 60 - 100 cm, zu pflanzen. Abgestor-
bene Gehölze sind artengleich zu ersetzen.

10.2 Die bestehenden Bäume und Sträucher sind, wie im Plan dargestellt, zu erhalten.

10.3 Gehölzzusammensetzung

Bäume I. Wuchsklasse

Rotbuche
Stieleiche

Winterlinde

Bergahorn

Bäume ||. Wuchsklasse

Sandbirke

Eberesche
Hainbuche

Sträughgr

Europ. Pfaffenhütchen

Faulbaum
Flieder

Hasel

Heckenkirsche

Roter Hartriegel

Traubenholunder
Weißdorn

(Fagus sylvatica)

(Quercus robur)

(Tilia cordata)

(Acer pseudoplatanus)

(Betula pendula)

(Sorbus aucuparia)

(Carpinus betulus)

(Eucnymus europaeus)
(Rhamnus frangula)

(Syringa vulgaris)

(Corylus avellana)

(Lonicera xylosteum)

(Cornus sanguinea)

(Sambucus racemosa)
(Crataegus monogyna)

10.4 Für die Durchgrünung sind pro Baugrundstück 2 Obstbäume Hochstämme oder 1

Baum der 1. Wuchsklasse in der Nähe des Gebäudes zu pflanzen (Hausbaum).

10.5 Im Bereich der öffentlichen Grünstreifen (und Einzelbäume) an Straßen, sind - wie
zeichnerisch dargestellt - heimische Laubbäume der |. Wuchsklasse zu pflanzen.

Pflanzgröße: 18/20 cm Stammumfang.
Arten: siehe Artenliste (10.3)



10.6 Für die Pflanzungen gelten folgende Durchführungstermine:

10.7
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13.1

öffentliche Pflanzungen : 1 Jahr nach Fertigstellung der Erschließungsan-
lagen

private Pflanzungen : 1 Jahr nach Bezug der Wohngebäude

Als Ortsrandeingrünung im Norden, Osten und Westen ist, wie im Plan dargestellt,

auf privater Fläche ein Pflanzstreifen von 3 — 5,5 m anzulegen. Hier sind Sträucher
im Verband von 1,5 x 1,5 m zu pflanzen und innerhalb des Pflanzstreifens ist mind.
alle 15 m ein Baum der |. Wuchsklasse zu pflanzen (Arten 5. 10.3).

EINFRIEDUNGEN UND ANPFLANZUNGEN

Im gesamten Geltungsbereich sind entlang der öffentlichen Straßen nur Einfriedun—

gen als senkrecht gegliederte Lattenzäune zulässig. Die Zaunhöhe darf 0,90 m
nicht übersteigen.

Formhecken sind entlang der öffentlichen Straßen nicht zulässig. Zum Außenbe-
reich hin dürfen weder Sockel noch Formhecken errichtet werden.

Ausnahmsweise sind Einfriedungen aus Maschendraht zwischen Stahlsäulen zu-

lässig, wenn eine Hinterpflanzung mit bodenständigen Sträuchern erfolgt (keine

Formhecken). Artenliste siehe 510.3 .

VERSORGUNGSANLAGEN

Oberirdische bauliche Anlagen (Masten und Unterstützungen), die bestimmt sind für

Fernsprechleitungen und für Leitungen zur Versorgung des Gebietes mit

Elektrizität, sind unzulässig.

IMMISSIONSSCHUTZIAUFFÜLLUNGSBEREICH

Landwirtschaft

Die bei einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der nördlichen, östlichen und
westlichen landwirtschaftlichen Nutzflächen entstehenden Emissionen sind zu dul-

den und entschädigungslos hinzunehmen.

Besonders wird darauf hingewiesen, daß mit zeitweiser Lärmbelästigung - Ver-

kehrslärm aus dern Iandwirtschaftlichen Fahrverkehr - auch vor 6 Uhr morgens,
bedingt durch das tägliche Futterholen, zu rechnen ist. Zudem sind sonstige Lärm-
beeinträchtigungen jeglicher Art, 2. B. während der Erntezeit (Mais-‚ Silage- und
Getreideernte evtl. Zuckerrübenernte) auch nach 22.00 Uhr zu dulden.



Ausdrücklich wird darauf hingewiesen, daß das Befüllen der Fahrsichlos und auch
die Futterentnahme mit inbegriffen ist.

13.2 Aushub im Bereich der ehemaligen Klärbecken

Aushubarbeiten im Bereich der Auffüllungen der ehemaligen Becken l und II sind

durch einen Sachverständigen organoleptisch zu üben1vachen, da die dokumentier—

ten geringen Bodenbelastungen keine flächenhaften Aussagen über die Bodenzu-
sammensetzung zulassen.

@ 14 INKRAFTTRETEN

Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung der Durchführung des
Anzeigeverfahrens in Kraft.

/ /
1. Bürgermeister

G.Klaußner





die Herstellung und die Ablösung„ über den Nachweis,
'

&von Stellplätzen (Stellplatzsaczung)

'

Aufgrund des Art. 91 Abs. 1 Nr. 3 dei BaYerischen Bauordnung (Bay20 ) und des
—Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) erläßt die Gemeinde
Untermeitingen folgende Satzung:

5
‘1‘

Geltungsbereich

Die Satzung gilt im Gemeindegebiet Uhtermeitinqen für Bauvorhaben in Gebieten

a) ohne Bebauungsplan.

b) mit bestehenden oder künftigen rgchtsverbindlichen Bebauungspl anan nur
'

d.dann, wenn in ihnen ihre Anwendung ausdrücklich bestimmt w1r

-

(l) Die Anzahl der aufgrund Art. 55 Bay80 herzustellenden Stellplätze is: nacn
den in der Anlage festgelegten Richczahlen zu berechnen.

(2) D;e Richczabale. entsprechen da durchschni.ttlichen Bedarf. Für bauliche Ah—
lage„ oder Nutzmgen, die in dencLRir.:htzahlen nich: erfaßt sind, ist der
Stellplatzbedarf nach den bescnderen Verhältnissen im Einzelfall unter
s;nngemäßer Berücksichtigung der Richtzahlen fü: Verkehrsquellen mit ve:—
gleic„barem Stellplatzbedarf zu ermitteln.

(3) Für Anlage„ mit regeLmäß -gem An— und Auslieferungsver:<e": ist auch eine
ausreichende Anzahl von Stellplätzen für Lastkraftwagen nachzuwe}sen.
Auf ausgewiesene Ladezonen für den Anlieferungsverkehr dürfen keine Stell—
plätze naachgewiesen werden.

(4) Für Anlagen, bei denen ein Besuc.erverkehr durch Autcbu
ist auc1 eine aus:eachende Anzahl von Stellglänzen für

rvverkehr durch Racfan
eichender Platz zum AbG...;

(5) Für Anlagen, bei denen ein Eesuche
zu erwarten ist, ist auch ein I
dern nachzuweisen.

so ist der Stellplatzbeaarf La:(6) Werden Anlagen verschiedenartig genut2t,
jede Nutzung, Verkehrquelle getrennt zu ermitteln.
Eine gegenseitige Anrechnung is: bei zeitlich getrennter Nutzung moglich

Sfell;latznachweis

die erforder—
nahrt

tdurch die Eauvorlage nachzuweisen,
en vorhan—

(1) Mit dem Bauantrag is Gaß

lichen Garagen und Stellplätze einschließlich der Zu— und Abi

./.<< Stellplatz >>



(2)

(1)

«\
I\J

V

(1)
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den sind oder hergestellt werden. Sinngémäß müssen in defi Plänen die Ein-

_étellplätze mit ihren Zu— und Abfahrten auf dem Grundstück nach Größe, Lage

und Anordnung zeichnerisch.dargestellt werden. Stellplätze müssen augh im

Lageplan enthalten sein. Die Flächen für die einzelnen Stellplätze sand

zeichnerisch zu unterteilen.

Neben der zeichnerischen Darstellung gem; Abs. 1 ist in die BaubeSChr8ibung

jEweils ein Stellplatzberechnung unter Angabe der Stellplatz:afl (Tiefga—
relevanten
fzunehmen.

rage, cherirdisch‚ Besucher etc.) und der für die Berechnung
Faktoren (Wohnfläche, Nutzflächen, Beschäftigtenzahl etc„) au

5 4

Gestaltung und Ausstattung von Stellplätzen

ührung der Zufahr-
ES ist eine auireichende Bepflanzung und naturgemäße Ausf
ten und Stellflächen vcrzusehen, soweit wie möglich soll ein Pflastgrrasen

oder ähnliches gewählt werden. Für die Stellplatzflächen ist eine_E}gene

Entwässerüng vorzusehen. Die Entwässefung darf nicht über öffentllcne Ver—

kehrsflächen erfolgen.
Stellplätze sind durch Bepflanzung abzuschirmen. Stellplatzanlaqen f?r_mehr

als 10 Pkw sind durcä Bäume und Sträucher zu gliedern. nahe; ist mac: Je—

weils 5 Stellplätzen ein mind. 145 m breite: Bepflanzungsstreifefl anzule—

gen.

ner Stauraum
De: Stauraumer Verkehr!fläche ist

lt
Täghe weder einge—

einzuha
rkehrsf

Zwischen Garagen un öffentlich
1n der erforderlichen Länge, bei Pkw's mind. 6 m‚

“" c;e Brei“e der 'arage zur öffentlichen Vecar: a -

£:iedec noch sonst abgegrenzt werden und muß ständig zum Abstellen vonfl

Z'aftfahfzeugen=freigehalten werden und darf auch nicht durch xecLen CCS?

ancere feste Einrichtungen abgegrenzt werden.

Mehr als 4 zusammenhängende Stellplätze bzw. azagen sind nur über_??ne ge—

meinsame Zu- bzw. Abfahrt an die öffentliche Verlehrsfläche anzuSC-Lleßen.

ätze müssen leicht und auf kurzem Wege erreichbar 581U una

CZl hgewiesen werden.
Besucherparkp

ich nicht in einer Tiefgarage nac
1

könn n grundsä

5 5

Ablösung der Stellplatz— und Garagenbaupfilicät

cracht‚ wenn
_Eine Ablösung gem. Art 56 der Bayer. Bauordnung kommt nur in Be

_

uf nem Bau—
die Anlegung VCH Stellplätzen oder die Errichtung von Ggraqen a_ _

grundstück selbst oder auf einem geeigneten Grundstück in ner Nähe des Bau—

grund55ÜCkes niCht möglich oder ortsplaneri5Ch nicht vertretbar 15c-

' “ - _ .
. z _

E1ne Ablosung entfallt bei Einzelhandelsge5chaften m1t menr al; 500 m Ver
spielhallen

kaufsfläche sowie bei Vergnügungsstätten (z.B. Diskoth9kenr

etc.)

schließen.
Der Ablösungsvertrag ist vor Erteilung-der]paugenehmiqung abzu

Stellplatz >>
'/'
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Der Ablösungsbetrag wird pauschal agf L0v000‚00 DM pro Séellplatz festge—

legt.

Der Ablösungsbetrag wird innerhalb vön 4 Wochen naCh Erteilung der Bau—

genehmigung zur Zahlung fällig.

Kann der Bauherr oder sonstige Verpflichtete, der die Ablösung der Stell—

platzpflicht nach --krafttreten dieser Satzung vorgencmmen hat, innerhalb

von 10 Jahren nachweisen, daß sich sein Stellplaczbedarf verringer: ha:

oder daß er zusätzliche Stellplätze auf seinem Grundstück cder-auf einem
so

anerkannten Grundstück in der Nähe des Baugrundstückes hergestellt hat,

verringert sich die Ablösunqssumme aufgrund der quahl der weggefallenen

oder nachgewiesenen Stellplätze. .

der vom Verpflichteten
Die Bemessungsgrundlage für die Rückforderung ist

pro Stellplatz entrichtete Ablösungsbetrag. Dieser vermindért sich pro ab—

gelaufenem Jahr nach Abschluß des Ablösunqsvertrages um jewe113 1/10. Nach

ablaufendem 10. Jahr seit Abschluß des Ablösungsvertrages entfällt ein An—

sfiruch auf eine Rückforderung.

—
P

5 6

Befreivngen

30613*F 72 Abs. 6
'

en der Satzung können Befreiungen nach „__.

sbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde e::e;lt wer (L

U!

13

"<

-<0n

5 7

Inx:a H) bh-u»-ECEH

am Tage nach ihrer Bekanntmachung in
.

. _
D15 Satzung C:ltu

‚

Untermeitingen. den 15.06.1893
— Gemei*d3 Untermeitingen—

//Céq„ „„
Klaußner
Erster Bürgermeister
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.3ichtzahlen für den Stsllulatzbedar-
__________

_,__—————————____--—_—___———_—_———___——-_-———————____—_—_
der hiervon für

Stellplätze Besucher in %

l. Wohngebäude

„. - . L . - „. .-., -

l Lln:amlllennauser, Doppegnausnagrten
2,0 —

und Reiflénhäuser mit 1 Wohneinheit

1.2 Einfamilienhäuser, Doppelhaushälften und

Reihenh. m. 2 Wohneinheiten (Einliegerwohnung) .
3,0 ' —

Mehrfam.—Häuser u. sonstige Gebäude m. Wohnungen1.3

Wohnungen bis 40 m2 Wohnfläche je 1,0 10

_

(zus'tzlich)

Wohnungen has 80 m2 Wohnfläche je 1,5
'

10
(zusätzlich)

Wohnungen ab 81 m2 Wohnfläche 38 2.0 10
(zusätzlich)

1.4 .ltenwohnungen 0,25 je WE 75

Wochenend— u. Ferienhäuser 2,0 je WE —

Kinder— u. Jugendwchnheime 1,0 je 10 Bet;en
' j doch mind. 2 75

Studehtenwchnheime 1,0 je 1,5 Betten 20

Schwesterrwchnheime 1,0 je 1,5 Betten
jedoch mind. 3 20

Arbeitnehmerwchnheime 1,0 je 1,5 Betten

.

j dccn mind. 3 20

Altenwohnheime, Altenheime 1,0 je 10 Betten
+ 1 Stpl. pro
2 Bedienstete 75

2. Gebäude mit Büro, Verwaltungs— u. Praxisräumen

2.1 Büro u. Verwaltungsräume allgemein 1 St;l. je 30 ml

Ngu:fläche 29

2.2 Räume mit erhebl. Besucherverkehr (Schalter—‚ l_5tpl je 20 m2

Abfertigungs— oder Beratungsräume, Arzt— Nut:fläcne mind.

praxen und dgl.) 4 Stpl 75

3* Verkaufsstätten

3.1 Läden, Waren— und Geschäftshäuser l Stpl. je 30 m2

VerkaufanCZfläche,
jed. mind. 2 Stpl.

je Laden 75

3.2 Verbrauchermärkte
fl Stpl. je 10 m2

Verkaufsnutzfläche 90

<< Stellpl—Anlage >>
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Zahl der hiervon für

Nr. Verkehrsquelle . Stellplätze Besucher in %

4. Versammlungsstätten (außer Sportstätten), Kirchen

4.1 Versammlungsstätten v. überörtl. Bedeutung 1‘Stpl. je 5 Sitzpl.
90(z.“B. Theater Kcnzerthäuser, Mehrzweckhallen) bzw. Besucher

sonstige Versammlungsstätten

4.2 (z.B. Lichtspieltheater, Vortragssäle) 1 Stpl.je—S Sitzpl. 90

4.3 Gemeindekirchen 1 Stpl.je 10 Sitzpl. 90

-

5. Sportstätten

5.1 Sportplätze ohne Besucherplätze (2.3. l Stpl je 200 m-

T:ainin splatz) S_ortfläche

5.2 Mpätze mit Spcrtstadien mit l St_l. je 200 ml

3esucherstellplätzen Sporcfl. zusätzl.
l Stpl je 10 “e—

sucherplätze

5 3 Sp1el- u Spcrchallen ohne Besucherplätze 1 Sc;l je 30 m:
Hallenfläche

llen mit Besucherplät:e„ l Stpl. je 30 mi
Hallenfläche zus.

- Stpl. je 10 Ber
sucherplätze

5.5 Freibäder und Freiluftbäder l Stpl. je 200 m:

Grundstücksfläche

5.6 Hallenbäder ohne Eesucherplätze 1 St;l je 7,5
Kleiderablagen

5.7 Hallenbäder mit Besucherplätzen Stpl. je 7,5
Kleiderablagen,
zus. l Stpl. je
10 Besucherplätze

|—l

:

5.8 Tennisplätze ohne Eesucherplätze 4 Stpl. je Spielfeld

5.9 Tennisplätze mit Eesucherplätzen 4 Stpl. je Spielfeld
zus. 1 Stpl. je 10

Besucherplätze

5.10 Minigolfplätze 6 Stpl. je Minigdlfanl.

5.11 Kegel—‚ Bowlingbahnen 4 Stpl. je Bahn
'

<< Stellpl—Anlage >>
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6. .Gaststätten u. Beh

_5.1 Gaststätten aller Art, Stehausschänke

Biergärten

..

Diskothek. Tanzlokal

6.2 Hotels, Pensionen u. andere Beherbergungs—

betriebe

6.4 Sn'elhallen (2.3. mit Automaten) und ver—
. . =

6.4.2 mit Ausschank

Schulen, Einrichtungen der Jugendförderung,

sonstige Bildungseinrichtunqen

7.1 Grundschulen

7.2 Sonstige allgemein bildende Schulen,
‘ Berufsschulen, Berufsfachschulen

7 . 3 Erwachsenenbildung

7.4 Kindergärten, Kindertagesstätten und dgl.

<< Stellpl-Anlage >>.

Zahl der iervon für
Stellplätze Besucher in

1 Stpl. je 10 m?

Gastraumfläche . 75

für die den Gast—
raum überschrei—
tende Fläche
1 Stpl. je m? Bier—
gartenfläche

1 Stpl. je 0;5 mi

Stehfläche und
l Stpl. je
2 Sitzplätze

1 Stpl. je 2 Betten
für zugehörigen
Restauraticnsbe—
trieb Zuschlag
nach Nr. 6.1 75

1 St;l je 7;5 mi

Nutzfläche zusätzl.
1 Stpl je BedienÄ
steten 75

1 Stpl. je 5,0 m2

Nutzfläche 75

1,5 Stpl. je Klasse

2 Stpl. je Klasse
zusatzl. l Stpl.

je 5 Schüler über

18 Jahre

1 Stpl. je

4 Kursplätze

i Stpl. je 20

Kinder jedoch
mind. 5 Stellpl.



Zahl der hiervon für
Nr. Verkehrsquelle ‘. Stellplätze Besucher in %

7.5 Jugendfreizeitheime und dgl. - Stpl. je 15
Besucherplätze

7.6_Bibliotheken 1 Stpl. je 30 1112

Nutzfläche

8. Gewerbliche Anlagen?

8Äl Bandwerksbetriebe - l Stpl. je 60 m2
Nutzfläche-oder je
1,5 Beschäftige 20

nach
2 1_

n@Industriebetr;ebe

*)

..

_,ä*°fl

(DH-N

I1\ fl” }mn

(D \

l‘4l11P-P

U)(D

“\
„%

1
Ph

(B

bzw.(bs

‚5U1I—‘O

"l'l

D"U

pn._4

p„

[_]

(D

I—1

11

(Dm n

l Stpl. je 80 m2Lagerplätze‚ Ausstellungs— u.
Nutzfl. oder je

8.2 Lage::äume,
Verka fsplätze

1,5 Beschäftigte

8.3 Kraftfabzzeugwerkstätten 6 Stpl. je Wartungs—
' oder Esperacu:stand

8.4 Tankstellen mi: Pflegeplätzen 10 Stpl je Pflege—
platz

8.5 Autcmacische Kraftfahrzeugwaschstraßen 5 Stpl. je Wasch—
anlage sowie Stau—
raum 5. mind. 10

Fahrzeuge

8.6 Kraftfahrzeugwaschplätze zur Selbstbedienung 3 Stpl. je
Waschplatz

<< Stellpl—Anlage >>
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Zahl de* hiervcn fur
Stellplätze Besucher in %

9. Verschiedenes

9.1 Kleingartenanlagen
_

- 1 Stpll je.
' Kleingaften

9.2 Friedhöfe l Stpl. je 1.500 ml

?
Grundstücksfläche‚
jedoch mind. 10 Stc

-

Fußnote zu l.:
Die errechnete Zahl ist aufzurunden auf eine volle Stellplatzzahl.

gilt bei den nachstehenden Ziffern.
Das gleiche

Fußnote zu Z.

Der Stellplaczbedarf ist in der Regel nach der Nut: fläche zu berecnnen, ergizc

sich dabei ein offensichtliches Mißverhältnis zum tatsäcnlzchen Stsllplat:be—

darf, so-ist die Zahl der Beschäftigten zugrundezule=en.

Fußnote zu 3.1 und 3.2: -

Ist die Lagerfläche größer als 10% der Verkaufs: läche, so ist f*: die Mehrflä—
ffer 9.2 zu berecl.en.che ein Zuschlag nach Zi

|_: |_:
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